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 Dringlicher Antrag 
der Grünen – ALG 

eingebracht in der Gemeinderatssitzung vom 20. September 2012
von
GRin Mag.a Andrea Pavlovec-Meixner
Betrifft: Verschlechterung der Gewässerqualität und baustellenbedingte Feinstaubbelastung durch die Errichtung der Mur-Staustufe Graz bedrohen die Gesundheit der GrazerInnen. 
Stadt Graz muss rechtliche Möglichkeiten ausschöpfen!
Ende August 2012 wurde der Genehmigungsbescheid zur Mur-Staustufe Graz veröffentlicht. Der Bescheid hält fest, dass das Kraftwerk aufgrund seiner ökologischen Auswirkungen nicht genehmigungsfähig ist: „Das verfahrensgegenständliche Projekt wird daher hinsichtlich des Fachbereichs Gewässerökologie im Sinne des Verschlechterungsverbotes negativ beurteilt" (Zitat).

Der derzeit gute biologische Zustand der Mur verschlechtert sich laut Bescheid um eine Zustandsklasse. Daher ist die Genehmigung der Mur-Staustufe Graz in 1. Instanz auch nur über ein Ausnahmeverfahren nach § 104 a WRG 1959 möglich. 

Gewässergüte der Mur verschlechtert sich wieder.

Galt die Mur bis Mitte der 80-er mit Güteklasse IV als schmutzigster Fluss Europas weist die Mur heute mit Güteklasse II einen guten Zustand auf. Der Bund, das Land Steiermark und die Stadt Graz haben sich seit dem 1. Murgipfel in den 80-er Jahren bemüht die Wasserqualität durch Einsatz aller möglichen Geldquellen zu verbessern. Mit Investitionen von Milliarden Schilling konnte der Fluss saniert werden.

Durch die Errichtung der Mur-Staustufe Graz würden all diese Bemühungen und Investitionen zunichte gemacht und die Mur in einen Zustand verschlechtert werden, wie er vor 15 Jahren war. 

An dieser Verschlechterung kann sich mangels einer Verbesserungsmöglichkeit - die Selbstreinigungskräfte der Mur werden durch die Errichtung der Staustufe auf Dauer reduziert - nichts mehr ändern. Es fallen nicht nur alle Bäume im Staubereich, auch die propagierte Freizeitnutzung am Fluss ist durch die verschlechterte Wasserqualität mehr als fraglich. Eine im Sommer 2012 publizierte Studie des Instituts für Hygiene, Mikrobiologie und Umweltmedizin der Medizinischen Universität Graz kommt zudem zum Schluss, „dass die Mur für Bade- und vergleichbare Freizeitnutzungen ungeeignet ist. […] und auf Grund der teilweise ganz massiven Grenzwertüberschreitungen als gesundheitsgefährdend einzustufen ist“  und „…dass es aus volksgesundheitlicher Sicht zumindest erforderlich ist, die Bevölkerung über mögliche Gesundheitsgefahren bei einer Nutzung der Mur für Badezwecke und Wassersport zu informieren!“ (Zitat)

Eine geplante Aufwertung des Naherholungsraums - wie im Zusammenhang mit dem Staustufenbau geplant und von der Stadt Graz angestrebt - ist daher unverantwortlich und nicht möglich!

Weiters entstehen für die Stadt durch die von der Staustufe zum jetzigen Zeitpunkt verursachte notwendige Errichtung des Zentralen Sammelkanals – derzeit gibt es für Emissionen aus Mischsystemen keine gültige Verordnung, die die Stadt Graz dazu verpflichtet -  Kosten von mindestens 50 Mio €.

Feinstaubbelastung verschärft sich

Das Stadtgebiet von Graz zählt auf Basis einschlägiger Regelungen des Immissionsschutzgesetzes Luft zu den belasteten Gebieten hinsichtlich der Luftschadstoffe PM10 und NO2.

Besonders in den hochbelastete Zeiträumen (wenn der Tagesmittelwert von 75 μg/m3 des Luftschadstoffes PM10 (Feinstaub) zumindest bei zwei der in Abs. 3 angeführten Messstationen überschritten wird) käme es durch die  Baustellentätigkeit zu einer unzumutbaren Belastung der Anrainerinnen und Anrainer und zu einer Gesundheitsgefährdung. Daher ist es dringend erforderlich - aufgrund der Größenordnung des gegenständlichen Projektes und der damit zu erwarteten Luftschadstoffemissionen aufgrund des Baustellenbetriebes – weitreichende  technische und organisatorische Maßnahmen und zeitliche Beschränkungen zur Reduktion der Baustellenemissionen, insbesonders bei den Luftschadstoffen PM10 und NO2, einzufordern. 

Bis 09. Oktober 2012 kann die Stadt Graz gegen den Bescheid Berufung einlegen. Im Sinne des Motivenberichtes stelle ich daher seitens des Grünen Gemeinderatsklubs – ALG folgenden

Dringlichen Antrag
Der Gemeinderat möge im Sinne des Motivenberichts die zuständigen Stellen der Stadt Graz beauftragen 

1. gegen den UVP-Genehmigungsbescheid zur Mur-Staustufe Graz bis 09. Oktober 2012 Berufung einzulegen und

2. in der Berufung insbesondere auf den Tatbestand der „unzumutbaren Belästigung der Nachbarn“ und der „Gefährdung der Gesundheit“ durch die Verschlechterung der Gewässerqualität und die zusätzliche Feinstaub-Belastung einzugehen.
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